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Antrag 

der Abgeordneten Dr. Ingomar Hauchler, Brigitte Adler, Ingrid Becker-Inglau, Rudolf 
Bindig, Dr. Marliese Dobberthien, Ludwig Eich, Gernot Erler, Gabriele Fograscher, 
Dieter Grasedieck, Achim Großmann, Reinhold Hemker, Dr. Barbara Hendricks, Frank 
Hofmann (Volkach), Wolfgang Ute, Brunhilde Irber, Walter Kolbow, Nicolette Kressl, 
Volker Kröning, Eckart Kuhlwein, Konrad Kunick, Detlev von Larcher, Dieter Maaß 
(Herne), Christoph Matschie, Ulrike Mehl, Jochen Poß, Dr. Edelbert Richter, Reinhold 
Robbe, Dieter Schanz, Bernd Scheelen, Siegfried Scheffler, Horst Schild, Günter 
Schluckebier, Dagmar Schmidt (Meschede), Dr. Emil Schnell, Dr. Mathias Schubert, 
Reinhard Schultz (Everswinkel), Dr. R. Werner Schuster, Dr. Angelica Schwall-Düren, 
Jörg-Otto Spiller, Dr. Peter Struck, Adelheid Tröscher, Hans Wallow, Matthias 
Weisheit, Gert Weisskirchen (Wiesloch), Lydia Westrich, Dr. Norbert Wieczorek, 
Verena Wohlleben, Hanna Wolf, Rudolf Scharping und der Fraktion der SPD 


Für eine neue Initiative zur Entschuldung der Entwicklungsländer 


Der Bundestag wolle beschließen: 

I. Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

Seit dem Beginn der „Schuldenkrise" im Jahre 1982 hat sich, trotz 
danach eingeleiteter begrenzter Um- und Entschuldungen, an der 
massiven Verschuldung vieler Staaten nichts geändert. Im Ge- 
genteil: der Schuldenstand der als Entwicklungsländer eingestuf- 
ten Länder des Südens erreichte 1994 mit 1542Mrd. US-$ eine 
neue Höchstmarke; die als Entwicklungsländer eingestuften Län- 
der Europas und Zentralasiens miteinberechnet, betrug die Ge- 
samtverschuldung sogar 1 944 Mrd. US-$. Weiterhin wird also die 
Entwicklung vieler Staaten nach wie vor durch die öffentliche Ver- 
schuldung massiv behindert, auch wenn es eine Verbesserung der 
Verschuldungssituation in einigen asiatischen und lateinamerika- 
nischen Staaten gibt. 

Die Entwicklungsländer müssen einen großen Teil neuer Finanz- 
zuflüsse zur Bedienung des Schuldendienstes einsetzen. Dies wi- 
derspricht dem Ziel, Mittel der Entwicklungsfinanzierung vorran- 
gig zur Armutsbekämpfung und Bewahrung der natürlichen Le- 
bensgrundlagen einzusetzen. So werden auch die „weichen" Kre- 
dite, die die International Development Association (IDA) vergibt, 
für die Bedienung von Altschulden, die keiner produktiven Grund- 
lage entsprechen, verwendet. 

In den 32 von der Weltbank aufgeführten SILIC (severely indeb- 
ted low-income countries) haben sich deshalb in den letzten Jah- 
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ren die für Armutsbekämpfung, Grundbildung, Umweltschutz - 
und Infrastrukturmaßnahmen und Frauenförderung vorhandenen 
Mittel aufgrund dieser Situation verringert. Erschwerend kommt 
hinzu, daß einige Industrieländer ihr Engagement in der bilatera- 
len Entwicklungszusammenarbeit zurückgenommen haben. 

Neben den privaten Geschäftsbanken wie den einzelnen Staaten 
sind die internationalen Finanzinstitutionen Weltbank und IWF 
Hauptgläubiger für viele Entwicklungsländer geworden. So hat 
sich der Anteil der Gesamtverschuldung der SILIC bei multilate- 
ralen Gebern seit 1980 von 22% auf 28,2% (1994) und der der 
SIMIC (severly indebted middle-income countries) von 7,1 % auf 
12,8 % erhöht. Da sie als bevorzugte Gläubiger bisher keinerlei 
Schuldenerlasse gewährt haben, ist auch ihr Anteil an den effek- 
tiven Schuldendienstzahlungen stetig gestiegen. Der Anteil des 
Schuldendienstes, der an multilaterale Finanzinstitute geleistet 
wird, hat sich bei den SILIC seit 1980 von 19 f 9 % auf 50,7 % (1994), 
bei den SIMIC von 5,4 % auf 27,8 % erhöht (Daten: World Bank, 
World Debt Tables 1994-1995). 

Um die ärmsten und hochverschuldeten Staaten von der entwick- 
lungshemmenden Wirkung ihrer Überschuldung zu entlasten, sind 
deshalb grundlegende Initiativen erforderlich. Selbst die Weltbank 
räumt jetzt in einem internen Dokument ein, daß es neuer Initiati- 
ven bedarf, um insbesondere der Verschuldung der ärmsten Län- 
der Herr zu werden. Der darin enthaltene Plan, einen internatio- 
nalen Fonds zur Entschuldung der multilateralen Forderungen zu 
schaffen, sollte umgehend von Gläubigern und Schuldnern geprüft 
werden. Er könnte wegweisend auch für die Entschuldung priva- 
ter und bilateraler Forderungen sein. 

Die Bundesregierung sollte auch selbst neue Initiativen zur Ent- 
schuldung bei ihren bilateralen Forderungen und öffentlich ver- 
bürgten Handelskrediten entwickeln. Immerhin hat sich die Ge- 
samtverschuldung gegenüber der Bundesrepublik Deutschland 
zwischen 1990 und 1993 erneut von 108,3 auf 129 Mrd. DM erhöht. 
Auch die im Rahmen des Pariser Clubs neugeschaffenen Instru- 
mente zur Entschuldung, z.B. die Debt-for-Nature-Swaps, konn- 
ten die Situation nur marginal ändern. Im übrigen versteckt sich 
die Bundesregierung immer häufiger hinter Beschlüssen des Pari- 
ser Clubs, obwohl sie weitergehende Entschuldungen durchführen 
könnte und dies auch von Mitgliedern des Pariser Clubs angemerkt 
wird. Die bisher durchgeführten Entschuldungen reichen nämlich 
nicht aus, um die Verschuldungssituation insbesondere der ärm- 
sten hochverschuldeten Entwicklungsländer entscheidend zu ver- 
bessern. 


II. Die Bundesregierung wird deshalb aufgefordert, 

sowohl im Zusammenwirken mit der internationalen Gläubiger- 
gemeinschaft als auch bilateral eine umfassende Initiative zur 
strukturellen Lösung der Verschuldungskrise zu ergreifen. Die 
nächste Gelegenheit ergibt sich dazu anläßlich der Jahrestagung 
von IWF und Weltbank im Oktober 1995 in Washington. Dazu 
gehören: 
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Multilaterale Maßnahmen 

Der jüngst in der Weltbank erarbeitete Plan, einen internationalen 
Fonds zur Entschuldung der ärmsten 40 Länder einzurichten, wird 
begrüßt. Er soll unverzüglich in einer internationalen Schulden- 
konferenz, an der Gläubiger und Schuldnerländer teilnehmen, im 
Hinblick auf Konzeption und Umsetzung geprüft werden. Dabei 
sollten folgende Fragen behandelt werden: 

- gegenüber welchen Ländern der Fonds Entschuldungen 
durchführen könnte; 

- welche Kriterien den Entschuldungsmaßnahmen zugrunde ge- 
legt werden; Maßstab können nur Strukturanpassungsmaß- 
nahmen sein, die auch sozial- und ökologisch verträglich sind; 

- ob im Zuge von Entschuldungen Gegenwertfonds für ent- 
wicklungspolitische Maßnahmen in den betreffenden Ländern 
eingerichtet werden sollten; 

- die Sicherstellung, daß die Entschuldungsprogramme der brei- 
ten Bevölkerung zugute kommen; 

- eine ausreichende Finanzierung des Fonds, wobei der Fonds 
insgesamt von der Weltbank auf ein langfristiges Volumen von 
11 Mrd. US-$ veranschlagt wird und in den ersten drei Jahren 
über ca. 1,5 Mrd. US-$ verfügen müßte; 

- welche Anteile am Fonds durch Einlagen der internationalen 
Finanzinstitutionen (vor allem IWF, Weltbank, regionale Ent- 
wicklungsbanken) selbst, durch einen Teilverkauf der IWF- 
Goldreserven, durch eine Erhöhung der Sonderziehungsrech- 
te und ggf. durch bilaterale Einlagen abgedeckt werden kön- 
nen. 

Weiterhin ist erforderlich, daß im multilateralen Bereich zur Sta- 
bilisierung der Finanzsituation der armen hochverschuldeten Län- 
der ihre Neuverschuldung begrenzt wird. Nur so kann auch dem 
Risiko eines „moral hazard" begegnet werden, der im Fall umfas- 
sender Entschuldungen auf treten könnte. 

Deshalb sollte in diesen Fällen Entwicklungsfinanzierung nur noch 
in Form von Zuschüssen, höchstens noch in Form von langfristi- 
gen und niedrig-verzinslichen Krediten geleistet werden. 

Im übrigen sollte der IWF einen Vorschlag für eine internationale 
Insolvenzordnung ausarbeiten, die auch die privaten und bilate- 
ralen Forderungen berücksichtigt. Sie muß darauf beruhen, daß 
einerseits der Schuldendienst an die langfristige Leistungs- und 
Transferfähigkeit der Entwicklungsländer angepaßt werden kann, 
andererseits eine gerechte Lastenverteilung unter den Gläubiger- 
ländern bewirkt wird. 

Bilaterale Maßnahmen 

Die Bundesregierung sollte über die im Pariser Club vereinbarten 
Entschuldungsmaßnahmen hinaus selbständige Entschuldungen 
vornehmen, sofern diese Vereinbarungen nicht sicherstellen, daß 
der Schuldendienst armer Entwicklungsländer ihrer Leistungs- 
fähigkeit entspricht und deshalb Investitionen in Entwicklung ver- 


3 



Drucksache 13/2458 Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


hindert werden. Dies gilt sowohl für Entwicklungs- als auch für 
Handelskredite . 

Die Möglichkeit, bilaterale Schulden in den Fällen zu erlassen, in 
denen Entwicklungsländer im Gegenzug eigene Umweltprojekte 
(Debt-for-Nature-Swaps) durchführen, sollte erweitert werden auf 
eigene Projekte der Entwicklungsländer (Debt-for-Aid-Swaps) vor 
allem im Sozial- und Bildungsbereich und der Frauenförderung. 
In diesen Fällen müssen Lösungen gefunden werden, damit die 
Entwicklungsländer zur zusätzlichen Finanzierung solcher An- 
strengungen in der Lage sind. 

Die Bundesregierung sollte darauf drängen, daß bei bilateralen 
Entschuldungen in den Entwicklungsländern Gegenwertfonds 
eingerichtet werden, deren Mittel für sozial- und umweltverträg- 
liche Maßnahmen eingesetzt werden. 

Die Tilgungs- und Zinsleistungen der Entwicklungsländer an die 
Bundesregierung für Kredite, die ihnen früher im Rahmen der ent- 
wicklungspolitischen Zusammenarbeit gewährt wurden, sollten 
einem Sondervermögen des Bundes zugeführt werden. Aus die- 
sem sollten Beiträge der Bundesrepublik Deutschland zu Ent- 
wicklungsfonds in Entwicklungsländern, aus denen zusätzliche 
entwicklungspolitische Vorhaben dieser Länder finanziert werden 
sollten, geleistet werden. 

Bonn, den 27. September 1995 


Dr. Ingomar Hauchler 
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